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BAYERISCHES LAN DESSOZIALGERICHT
ln dem Beschwerdeverfahren

- Antragsteller und Beschwerdeführer -

Proz.-Bev.:
Rechtsanwälte Peter Beutl u.Koll., Pni'fenirger Straße 62, 93(X9 Regensburg - 631112-
lgks -

gegen

- Antragsgegner und Beschwerdegegner -

wegen einstweiliger Anordnung

erlässt der 16. Senat des Bayer. Landessozialgerichts in M{inchen

am 21. Mai 2012

ohnefiündliche Verhandlung durch die vorsiEende Richterin am Bayer. Landessozialge-
ricfit Bemdt sowie den Richler am Bayer. Landessozialgericht Randa-k und die Richteri-n
am Bayer. Landessozialgericht Dr. Alexander folgenden

il.

Beschluss:
Auf die Beschwerde des Antragstellers werden der Beschluss des Sozialge-
richts Regensburg vom 28.03.2012 aufgehoben und die aufschiebende Wir-
kung der Klage des Antragstellers gegen den Bescheid des Antragsgegners
vom 28.O2.2012 in Gestatt des Widerspruchsbescheides vom Og.0l.2O1Z an-
geordnet.

Der Antragsgegner hat dem Antragsteller die notwendigen außergerichflichen
Kosten beider Rechtszüge zu erstatten.

Dem Antragsteffer wird für das Beschwerdeverfahren ab dem 23.O4.2012 pro-
zesskostenhilfe bewilligt und Rechtsanwatt Klose, Regensburg, beigeordnet.
Ratenzahlungen sind nicht zu erbringen.

ilt.
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Gründe:

t.

Gegenstand des Antragsverfahrens ist der vollständige Wegfall des Arbeitslosengeldes ll

für die Monate April tis Juni 2012 als Sanktion fÜr die Weigerung, eine zumutbare Aöeit

anzunehmen.

.. *,

Mit Bescheid vom 21.12.2011 bewilligte der Antragsg€gner (Ag.) d€m Antragsteüer (Ast.)

Leistungen zur sicherung des Lebensunterhalts ftir den zeitraum vom 01.01. bis zum

30.ffi.2012. Die HÖhe der monatlich bewilligten Leistungen betrug 759 € fur den hier

streiQegenständlicfren Zeitraum April bis Juni 2012.

Mit Schreiben vom 16.01.2012 forderte der Ag. den Ast. auf, sich um eine Stelle als Leg6-

rlst bei der IIEinllIÜ zü bewerben' Das Schrei-

ben enthielt den Hinweis, dass das Arbeitslosengeld ll des Ast. zuletzt mit Bescheid vom

01.12.2011wegen wiederholten Pflichtverstoßes in Höhe von 60 % der Regelleistung ab'

gesenkt worden sei. weigere sich der Ast., die ihm mit diesem vermittlungsvorschlag an-

gebotene Arbeit aufzunehmen oder forlzuführen, entfalte das ihm zustehende Arbeitslo'

sengefd fl volfständig. Mit Unterschrifl vom 28.01.2012 teilte die-Il-
dem Ag. mit, dass sich der Ast. auf den Vermiülungsvorschlag hin bei ihnen nicht gemel-

det habe.

Nach AnhÖrung mit schreiben vom 07.o2.2o12, auf die der Ast. nicfrt antwortete' stellte

der Ag. mit Bescheid vom 28.02.2012 den vollständigen Wegfatl des Arbeltslosengeldes ll

des Ast. f{ir die Zeit vom 01.U.2O12 bis zum 30.06.2012 fest, weil er troE schriftlicher Be-

lehrung über die Rechtsfolgen das Zustandekommen des Beschäft(lungsverhältnisses

mitder FirmaÜvon vomherein veftindert habe'

Dagegen legte der Ast. am 08.03.2012 tMderspruch mit der Begründung ein, er habe am

2O.O1.2012 eine Bewerbung an die FirmallEefertigt, sämtliche Unterla-

gen beig€fügt und per Post am selb€n Tag versandt. Ein Zeuge stehe zur Verfügung. Ei-

neKopiedesBewerbungsschreibens|egteerinAn|agebei,ebensodieKopienvonl5

weiteren Bewerbungsschreiben aus dem zeitraum vom 18.01. bis zum 01.03.2012.
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Am 09.03.2012 hat derAst. beim Sozialgericht Regensburg (SG) einstweiligen Recht+

schutz beantragt. Das SG hat den Antrag ausgelegt als Antrag, die aufschiebende Wir-

kung des Wrderspruchs gegen den Sanktionsbescheid vom 28.A2.2012 anzuordnen, und

diesen Antrag mit Beschluss vom 28.03.2O12 (Az. S I AS 121l12ERl abgelehnt. Zur Be
grundung hat das SG ausgeflihrt, es sei äußerst unwahrscheinlich, dass das Bewer-

bungsschreiben mit der Post versandt, aber beim potentiellen Aöeitgeber nicht ange-

kommen sei. Mit der bloßen Behauptung, er habe am 20.01.2012 die Bewerbung verfasst

und abg€sandt und dafür stehe ein Zeuge zur Verftigung, genüge der Ast. seiner Darle-

gungs- und Beweislast nicht.

Gegen den Beschluss, der dem Ast. arn 30.03.2012 zugestellt worden ist, hat dieser am

O3.U.201 2 Beschwerde eingelegt.

Ebenfalfs am O3.U.2012 hat der Ag, einen lMderspruchsbescheid orlassen, mat dem er

den Widerspruch des Ast. gegen den Bescheid vom 08.03.2012 äls unbegrtindet zurück-

wies. Der \Mderspruchsbescheid ist laut Aktenvermerk noch am selben Tag versandl

worden. Gegen diesen Wderspruchsbescheid hat der Ast. am 07 .05.20'12 (Montag) Klage

erhoben.

Der Ast. bringt zur Begdindung seiner Beschwerde vor, er habe die Beweöung für den

verfahrensgegenständlichen Vermittlungsvorschlag zusammen mit der Zeuginll de-

ren Adresse angegeben wird, angefertigt. Die Zeugin habe die Bewerbung ausgedruckt,

beschrifiet und zusammen mit dem Ast. zur Post eufgegeben. Zur Glaubhaftmachung legt

der Ast. die eidesstattfiche Versicherung der Zeuginlvom 19.U.2O12 vo(. Ztrsätr-

lich findet sich darin der Hinweis, dass nur sie ein Fahrzeug b€si2e und deshalb den Ast.

bei solchen Tätigkeiten begleite.

Der Ast. beantragt sinngemäß,

den Beschluss des SG vom 28.A3.2012 aufzuheben und die aufschiebende Wir-

kung der Klage des Antragstellers gegen den Bescheid des Antragsgegners vom

28.02.2012 in Gestalt des Vviderspruchsbescheides vom O3.U.2O12 anzuordnen.

Der Ag. beanlragl,

die Beschwerde zurückzuweisen.
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Daneben beantragt der Antragsteller, ihm Prozesskostenhilfe zu gewähren und Rechts-

anwalt Klose, Regensburg, beizuordnen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und die Be-

hördenakte Bezug genommen.

il.

Die Beschwerde ist zulässig, insbesondere wurde sie form- und fristgerecht eirEelegt

(SS 1 72, 173 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Oer Wert des BesclilvErdegegenstandeg

übersteigt die Beschwerdesumme von 750 € (S 172 Abs. 3 Nr. 'l Hs. 1 in Verltindung mit

S 144Abs. l Satz 1 Nr. l SGG).

Die Beschwerde ist begründet. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist

gemäß $ 86b Abs. 1 SaE 1 Nr. 2 SGG statthafl, weil es sich bei dem angafochtenen Ab-

senkungsbescheid um einen belastenden Verualtungsakt handelt, der in die durch die

Leistungsbewilligung vom 21.12.2011 geschaffene Rechtsposition eingreift und weil die

dagegen gerichtete Anfechtungsklage gemäß S 39 Nr. 1 SGB ll keine aufschiebende Wr-

kung hat.

Die aufschiebende Wrkung ist änzuordnen, weil gegen die Rechtmäßigkeit des..angefoch-

tenen Absenkungsbescheides vom 28.02.2012 in Gestalt des \Mderspruchsbescheides

vom 03.04.2012 emsthafte Bedenken bestehen. Die angefochtenen Bescheide sind auf

$ 31a Abs. 1 SaE 3 i. V. m. $ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 qcB,ll gestübt, die vorausseEen,

dass sich der Leistungsbergchtigte wei.gert, eine zumutbare Arbeit aufzunehmen, oder

deren Anbahnung durch sein Verhalten verhindert. Durch die vom Ast. mit seiner Be-

schwerde benannte Zeugin, die aussagen soll - ünd dies selbst in Form einer eidesstattli-

chen Versicherung bereits kundgetan hat -, dass sie die Bewerbung zusammen mit dem

Ast. verfasst und zur Posl gebracht habe, ist der Ausgang des Falles in der Hauptsache

völlig offen. Ohne die Zeugin vemommen zu haben, kann ihr die Glaub\wtirdigkeit nicht

abgesprochen werden. Ein Verlust der Bewerbung ist nicht nur bei der Post, sondem

auch in der Sachbearbeitung beim potentiellen Arbeitgeber denkbar. Dies aufzuklären, ist

Sache des Hauptsacheverfahrens.
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ilt.

Die Kostenentscheidung beruht auf S 193 SGG analog.

tv.

Der Antrag auf Gewährung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt

Klose beruht auf $ 73a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. S 114 Sats 1 Zvilprozessordnung

(zPol-

Dieser Beschluss ist gemäß S 177 SGG unanfechtbar.

Bemdt
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